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(Nr. 9061.) Geſetz, betreffend Aenderungen der Kirchenverfaſſung der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover. Vom 6. Mai 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
die Provinz Hannover, was folgt: 
5. . 
Mit der nach Maßgabe des anliegenden Exlaſſes vom 13. April 1885 ev 


Kirche der Provinz Hannover werden die Konſiſtorien zu Osnabrück und Ottern⸗ 


4 folgenden Umbildung der kirchenregimentlichen Behörden der evangeliſch⸗lutheriſchen 


dorf aufgehoben. 

Mit demſelben Zeitpunkt geht die Ausübung der Rechte des Staates gegen- 
über der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, ſoweit ſolche bisher 
von konſiſtorialen Behörden wahrgenommen find, auf die Staatsbehörden über. 

$. 2. 

Den Staatsbehörden wird überwieſen: 

1) die Anordnung und Vollſtreckung der zur Aufrechthaltung der äußeren 

kirchlichen Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften, 

2) die Vollſtreckung der einſtweiligen Entſcheidung in ſtreitigen Bauſachen, 

3) die Beitreibung kirchlicher Abgaben, 

4) die Ausſtellung von Atteſten über das Vorhandenſein derjenigen That⸗ 

ſachen, welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen, 
5) die Leitung der Kirchenbuchführung, ſoweit die Kirchenbücher noch zur 
Beurkundung des Perſonenſtandes dienen, 

6) die Mitwirkung bei der Veränderung beſtehender ſowie bei der Bildung 
neuer Pfarrbezirke. 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. Mai 1885. 
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2 

Die Beſchlüſſe der kirchlichen Organe bedürfen der Genehmigung der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde in folgenden Fällen: 

1) bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 

Grundeigenthum, a 

2) bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben, 

3) bei Anleihen, ſoweit ſie nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 
und aus der laufenden Einnahme derſelben Voranſchlagsperiode zurüd- 
erſtattet werden können, 

4) bei Einführung und Veränderung von Gebührentaxen, 

5) bei Einführung eines neuen Repartitionsfußes der Synodalbeiträge und 
Kirchenumlagen und bei Abänderung des beſtehenden, 

6) bei Errichtung neuer, für den Gottes dienſt, die Geiſtlichen oder andere 
Kirchendiener beſtimmter Gebäude, 

7) bei Anlegung oder veränderter Benutzung von Begräbnißplätzen, 

8) bei der Ausſchreibung, Veranſtaltung oder Abhaltung von Sammlungen 
außerhalb der Kirchengebäude, 

9) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken, ſoweit fie nicht kirchliche, wohlthätige 
oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt betrifft. 

Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unter⸗ 
ſtützung evangeliſcher Vereine und Anftalten, ſofern dieſelben einzeln zwei Prozent 
und im Geſammtbetrage eines Etatsjahres fünf Prozent der Solleinnahme nicht 
überſteigen, bedürfen der Genehmigung der Staatsbehörden nicht. 


$. 4. 

Die kirchlichen Organe bedürfen zur Führung von Prozeſſen keiner Er⸗ 

mächtigung von Seiten einer Staatsbehörde. 
$. 5. 

Die Staatsbehörde ift berechtigt, von der kirchlichen Vermögensverwaltung 
Einſicht zu nehmen, zu dieſem Behuf die Etats und Rechnungen einzufordern, 
ſowie außerordentliche Reviſionen vorzunehmen und auf Abſtellung der etwa ge⸗ 
fundenen Geſetzwidrigkeiten durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel zu 
dringen. 

K Weigern ſich kirchliche Gemeindeorgane, geſetzliche Leiſtungen, welche aus 
dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind oder den Pfarreingeſeſſenen obliegen, 
auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo iſt ſowohl die be⸗ 
treffende Kirchenbehörde als auch die Staatsbehörde, jedoch nur unter gegenſeitigem 
Einvernehmen, befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und die weiter 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Beſtreiten die Gemeindeorgane die Geſetzwidrigkeit beanſtandeter Poſten oder 
die Verpflichtung zu den auf Anordnung der Kirchenbehörde und der Staats⸗ 
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behörde in den Etat eingetragenen Leiſtungen, ſo entſcheidet auf Klage der Ge⸗ 
meindeorgane im Verwaltungsſtreitwerfahren das Oberverwaltungsgericht. 
$. 6. 

Die Kirchenbehörde, ebenſo die Staatsbehörde, beide aber nur unter gegen- 
ſeitigem Einvernehmen, ſind berechtigt, die Geltendmachung rechtsbegründeter An⸗ 
ſprüche des von dem Kirchenvorſtande zu verwaltenden Vermögens, insbeſondere 
auch einer durch Pflichtwidrigkeit eines Vorſtandsmitgliedes begründeten Erſatz⸗ 
forderung im Wege des Prozeſſes zu begehren und äußerſten Falles durch Be⸗ 
ſtellung eines Kirchenanwalts zu erwirken, auch die weiter erforderlichen Anord⸗ 
nungen zu treffen. N 

$. 7. 

Unbeſchadet der den Staatsbehörden durch dieſes Geſetz vorbehaltenen Zu⸗ 
ſtändigkeiten verbleibt den Kirchenobern das Recht der oberen Leitung der Kirchen⸗ 
vorſtände auch in Betreff der vermögensrechtlichen Zuſtändigkeiten derſelben. 

Die Ausübung dieſes Rechts wird durch Kirchengeſetz geordnet. 


$. 8. b 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den §§. 2, 3, 5 und 6 erwähnten Rechte auszuüben haben. 
$. 9. a 
Für die Beamten, welche bei der ſtattfindenden Umbildung der Konſiſtorien 
nicht verwendet werden, kommen die Beſtimmungen der § . 147 bis 150 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (GeſetzSamml. 
S. 195) zur Anwendung. 
F. 10. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen dieſelben in 
allgemeinen Landesgeſetzen, in Provinzial- oder Lokalgeſetzen und Lokalordnungen 
enthalten oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet ſein, treten außer Kraft. 

F. 11. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1885 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 
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Auf Ihren Bericht vom 7. d. M. verordne Ich nach Anhörung der zufolge 
Meines Erlaſſes vom 17. November 1884 berufenen außerordentlichen Landes⸗ 
ſynode kraft der Mir als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, 
was folgt: 

8. 1. 


Die Konſiſtorien zu Osnabrück (A. C.) und Otterndorf, der evangeliſche 
Magiſtrat zu Osnabrück und das Kloſter Loccum hören auf, als Konfitorial- 
behörden der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche zu fungiren. 


$. 2. 
Die kirchlichen Zuſtändigkeiten dieſer Behörden betreffs der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche werden künftig wahrgenommen: 


J) bezüglich der Bezirke des Konſiſtoriums zu Osnabrück, des evangeliſchen 
Magiſtrats zu Osnabrück und des Kloſters Loccum durch das Konſiſtorium 
zu Hannover, auf welches auch die jetzt dem Stadtkonſiſtorium zu Osna⸗ 
brück zuſtehenden Rechte der Disziplinarſtrafgewalt übergehen, 


2) bezüglich des Bezirks des Konſiſtoriums zu Otterndorf durch das Kon⸗ 
ſiſtorium zu Stade. a 


Auf das Konſiſtorium zu Stade gehen auch die kirchlichen Zuſtändigkeiten 
über, welche das Konſiſtorium zu Hannover gegenwärtig in der Generaldiözeſe 
Harburg und in der Stadt Lüneburg ausübt. 


§. 3. 
Obige Beſtimmungen treten am 1. Juli d. J. in Kraft. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 13. April 1885. 
Wilhelm. 


v. Goßler. 
An den Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
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(Nr. 9062.) Geſetz über die Veräußerung und hypothekariſche Belaſtung von Grundſtücken im 
Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts. Vom 20. Mai 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 


Die Vorſchriften des Rheiniſchen Rechts über die Veräußerung und 
hypothekariſche Belaſtung von Grundſtücken werden durch die nachſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen abgeändert und ergänzt. 


8.1. 

Die Uebertragung oder Zutheilung des Eigenthums an einem Grundſtücke 
durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden kann nur durch einen vor Notar geſchloſſenen 
Vertrag erfolgen, in welchem, ſofern nicht eine der in $. 2 bezeichneten Ausnahmen 
vorliegt, das Grundſtück nach dem Grundſteuerkataſter zu bezeichnen iſt. 

In Landestheilen, in welchen die Gerichte zur Aufnahme von Verträgen 
zuſtändig ſind, kann der Vertrag auch gerichtlich geſchloſſen werden. 

Die Vorſchriften, nach welchen die Protokolle anderer Beamten die Kraft 
einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde haben, finden auch hierbei Anwendung. 

Die Verpflichtung der Vertragſchließenden zur Erfüllung des Vertrages iſt 
von Beobachtung dieſer Form nicht abhängig. 


§. 2. 

Gerichte und Notare dürfen, falls nicht Gefahr im Verzuge obwaltet, den 
Vertrag nur aufnehmen, wenn ihnen entweder ein das Grundſtück betreffender 
Auszug aus der Grundſteuermutterrolle beziehungsweiſe den Fortſchreibungs⸗ 
verhandlungen und, im Falle der Zerſtückelung einer Kataſterparzelle, außerdem 
ein Auszug (Handzeichnung) aus der Kataſterkarte und deren Ergänzung, oder 
eine Beſcheinigung des zuſtändigen Beamten vorgelegt wird, daß die zutreffende 
Bezeichnung des Grundſtücks nach dem Grundſteuerkataſter nicht ausführbar iſt. 

Die Auszüge beziehungsweiſe die Beſcheinigung find mit der Urſchrift des 
Vertrages zu verbinden. 

$. 3. 


Die Notare und Gerichte haben von jeder vor ihnen erklärten Uebertragung 
oder Zutheilung von Eigenthum an Grundſtücken, welche im Geltungsbereich des 
Rheiniſchen Rechts belegen ſind, dem zuſtändigen Kataſterbeamten binnen längſtens 
vier Wochen Mittheilung zu machen. 

Die Verpflichtung zu einer gleichen Mittheilung liegt den Gerichten ob, 
ſobald durch Zuſchlagsbeſcheid oder durch einen vor dem Prozeßgerichte geſchloſſenen 
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Vergleich eine Uebertragung oder Zutheilung von Eigenthum an Grundſtücken 
ſtattgefunden hat. 8 4 


Privilegien, mit Ausnahme der im Artikel 2101 des Rheiniſchen Eivil- 
geſetzbuchs bezeichneten, und Hypotheken werden nur durch Einſchreibung in die 
Regiſter des Hypothekenbewahrers und nur bezüglich der in der Einſchreibung 
einzeln bezeichneten Grundſtücke wirkſam. 

Hypotheken haben in keinem Falle einen früheren Rang, als von dem 
Tage, an welchem die Einſchreibung bewirkt worden iſt. 

Die Vorſchrift des Artikels 2148 Nr. 1 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs wird 
dahin abgeändert, daß es dem Gläubiger fortan geſtattet iſt, in dem Einſchreibungs⸗ 
geſuche an irgend einem Orte im Gebiete des Deutſchen Reichs Wohnſitz zu 
wählen. 

$. 5. 


Der Hypothekenbewahrer hat die Einfchreibungsgefuche unerledigt zurüd: 
zugeben, wenn weder in denſelben die einzelnen Grundſtücke nach dem Grund: 
ſteuerkataſter bezeichnet ſind, noch eine Beſcheinigung des zuſtändigen Beamten 
vorgelegt wird, daß die zutreffende Bezeichnung der Grundſtücke nach dem Grund⸗ 
ſteuerkataſter nicht ausführbar iſt. 


$. 6. 

Die Beſtimmungen der Artikel 2109, 2113 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs 
finden auf die in Artikel 2103 Nr. 1, 2 daſelbſt bezeichneten Privilegien ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Die Einſchreibung der bezeichneten Privilegien kann auch 
ohne Transſkription des Titels erfolgen. 

Die Vorſchrift des Artikels 2108 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs, nach 
welcher der Hypothekenbewahrer bei der Transkription des Titels dieſe Privilegien 
einzuſchreiben hat, bleibt unberührt. f 


rs 


Die Vorſchriften der $$. 4, 5 finden auf die Erneuerung einer vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgten Einſchreibung entſprechende Anwendung. 


§. 8. i 
Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründeten geſetzlichen und 
gerichtlichen Hypotheken werden in Anſehung der erſt nach dieſem Zeitpunkte von 
dem Schuldner erworbenen Grundſtücke nur nach Maßgabe des $. 4 wirkſam. 


. 
Auf Einſchreibungen von Privilegien und Hypotheken und auf Erneuerungen, 
welche nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſtattgefunden haben, finden die 
Beſtimmungen des Artikels 2154 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs keine Anwendung. 
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$. 10. 


Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründeten Privilegien und 
Hypotheken behalten in Anſehung der zu dieſer Zeit von denſelben betroffenen 
Grundſtücke ihren bisherigen Rang. 

Der bisherige Rang der Privilegien, mit Ausnahme der im Artikel 2101 
des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs bezeichneten, ſowie derjenige der geſetzlichen und 
gerichtlichen Hypotheken erliſcht jedoch, ſofern eine gehörige Einſchreibung oder 
Erneuerung ($$. 4, 7) innerhalb der nachſtehend bezeichneten Friſten unterbleibt. 

Die Einſchreibung der Privilegien aus Artikel 2103 Nr. 1, 2 des Rheini⸗ 
ſchen Civilgeſetzbuchs, ſowie der geſetzlichen Hypothek der Ehefrau und der Bevor- 
mundeten iſt vor dem 1. Juli 1886, die Erneuerung einer vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes erfolgten Einſchreibung innerhalb einer zehnjährigen Friſt nach der 
Einſchreibung zu bewirken. 


F. 11. 


Die Einſchreibung der geſetzlichen Hypothek der Ehefrau, welche nach dem 
1. Juli 1886 ſpäter als ein Jahr ſeit Auflöſung der Ehe erfolgt, iſt unwirkſam. 


$. 12. 


Die Auflöſung eines Vertrages wegen Nichterfüllung von Verbindlichkeiten, 
zu deren Sicherheit ein Privileg gewährt iſt, kann Dritten gegenüber, welche 
Rechte an dem veräußerten Grundſtücke erworben haben, nur geltend gemacht 
werden, wenn das Privileg durch Einſchreibung gewahrt worden iſt. 

Wegen Nichterfüllung ſonſtiger Bedingungen kann die Auflöſung eines nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſenen Vertrages den im Abſatz 1 bezeich⸗ 
neten Dritten gegenüber nur geltend gemacht werden, inſoweit in der Vertrags— 
urkunde ausdrücklich feſtgeſetzt worden iſt, daß die Nichterfüllung die Auflöſung 
des Vertrages zur Folge haben ſolle. 

Die bezeichneten Dritten können bis zum rechtskräftigen Auflöſungsurtheile 
den Auflöſungskläger durch Zahlung der Hauptſumme mit Zinſen und Koſten 
klaglos ſtellen. 

Das vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründete und bis dahin nicht 
eingeſchriebene Privileg kann mit der Wirkung der Erhaltung des Rechts der 
Auflöſung vor dem 1. Juli 1886 auch dann eingeſchrieben werden, wenn in- 
zwiſchen Weiterveräußerungen oder Transſkriptionen von Veräußerungen ſtatt⸗ 
gefunden haben. 

F. 13. 

Auf das Bergwerkseigenthum ($$. 50 und 52 des allgemeinen Berg- 
geſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865) finden die $$. 1 und 3 
des gegenwärtigen Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß die Nothwendig- 
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keit der Bezeichnung nach dem Grundſteuerkataſter (§. 1) wegfällt und die Mit⸗ 
theilung (F. 3) an die zuſtändige Bergbehörde zu erfolgen hat. 
Die $$. 2 und 5 finden keine Anwendung. 


Artikel II. 


Die Vorſchriften des §. 31 des Grundſteuergeſetzes für die weſtlichen Pro⸗ 
vinzen vom 21. Januar 1839 werden dahin abgeändert, daß im Geltungsbereich 
des Rheiniſchen Rechts die Aufbewahrung der Kopieen der Kataſterdokumente 
fortan nicht mehr den Gemeinden, ſondern dem zuſtändigen Kataſterbeamten obliegt. 

Im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts iſt Jedermann berechtigt, gegen 
Zahlung der vorſchriftsmäßigen Gebühren ſich beglaubigte Auszüge aus den 
Kataſterbüchern, Kataſterkarten und Fortſchreibungsverhandlungen ertheilen zu laſſen. 


Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1885 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 20. Mai 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


